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Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Jetzt kommen wir zu Tagesordnungs-

punkt 14:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Errichtung der Bayerischen Grenzpolizei (Drs. 17/21859) 

- Zweite Lesung -

Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt gemäß der Vereinbarung im Ältestenrat 

48 Minuten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich an der Redezeit der stärk-

sten Fraktion. Ich eröffne die Aussprache. – Erster Redner ist der Kollege Ländner von 

der CSU. Bitte schön, Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Manfred Ländner (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! 

Heute wird ein Gesetz zur Errichtung der Bayerischen Grenzpolizei vorgelegt. Es ist 

das Ergebnis der Umsetzung einer Initiative, die der Ministerpräsident in seiner Regie-

rungserklärung im April dieses Jahres angekündigt hat.Das ist eine Initiative in Form 

einer Gesetzesvorlage, die Antworten gibt. Sie gibt Antworten auf sicherheitsrelevante 

Vorgänge und Herausforderungen an der bayerischen Grenze. Diese Antworten müs-

sen wir geben. Ich finde es schade, dass ich bei solchen Themen immer der erste 

Redner bin.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Das können wir ändern!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen aus der Opposition, aufgrund der Vorberatungen im 

Ausschuss und im Plenum weiß ich, dass ein Sammelsurium an Äußerungen kommen 

wird. Dies ist sicherlich geeignet, um Stimmung zu machen. Vieles geht jedoch am 

Kern vorbei.

(Beifall bei der CSU)

Erlauben Sie mir einen Fußballvergleich, obwohl die Deutschen nicht mehr bei der 

Weltmeisterschaft dabei sind. Beim Gesetz zur Errichtung der Bayerischen Grenzpoli-

zei wird unheimlich viel gespielt. Es wird rückwärts und vorwärts gelaufen. Es werden 
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Rück- und Vorpässe gespielt. Leider wird das Tor nicht getroffen. Wir legen ein Gesetz 

vor, das zielorientiert ist. Ich glaube, meine Ausführungen treffen das Tor. Um an-

schließenden Bemerkungen zu entgehen, darf ich feststellen: Es ist kein Eigentor. 

Unser Ball, das Gesetz, geht in die richtige Richtung. Es trifft genau dort, wo es not-

wendig und richtig ist. Es trifft an der Stelle, an der die Menschen von der Staatsregie-

rung und der Mehrheitsfraktion in diesem Hohen Haus erwarten, dass Antworten ge-

geben werden.

Um was geht es? – Ich will es auf den eigentlichen Kern zurückführen. Es geht um die 

Änderung des Polizeiorganisationsgesetzes. Neben formalen Anpassungen wird die 

organisatorische Errichtung einer Bayerischen Grenzpolizei als Teil der Landespolizei 

in diesem Gesetz verankert. Durch dieses Gesetz soll eine zentrale fachliche Leitung 

errichtet werden. Diese fachliche Leitung wird sich Direktion der Bayerischen Grenz-

polizei nennen. Sie wird organisatorisch an das Polizeipräsidium Niederbayern ange-

bunden werden. Die Vorbereitungen für die Direktion sind abgeschlossen. Die Einwei-

hung des Gebäudes – das werden Sie sicherlich noch anmerken – hat am 2. Juli 

stattgefunden. Wenn wir das Gesetz heute hoffentlich beschließen, wird es Dienststel-

le der Bayerischen Grenzpolizei.

Neben dieser fachlichen Aufsicht über die Bayerische Grenzpolizei werden von der Di-

rektion in Passau die Schleierfahndungsmaßnahmen der bayerischen Polizei sowie 

Schwerpunkteinsätze der Fahndungsdienststellen koordiniert. Sie wird eine Zentral-

stelle sein, die nationale und internationale Zusammenarbeit mit Grenzbezug koordi-

niert und intensiviert. Insbesondere wird die Zusammenarbeit mit den bereits beste-

henden Zentren in Tschechien und Österreich und mit benachbarten deutschen 

Behörden gepflegt. Ich nenne die Bundespolizei und den Zoll.

Fachlich nachgeordnet sind Polizeiinspektionen und Polizeistationen Fahndung. Diese 

werden durch das Gesetz in Grenzpolizeiinspektion und Grenzpolizeistation umbe-

nannt werden. Organisatorisch bleiben diese Grenzpolizeiinspektionen und Grenzpoli-

zeistationen bei den jeweiligen Präsidien. Das sind die Präsidien Oberfranken, Ober-
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pfalz, Niederbayern, Oberbayern Süd und Schwaben Süd/West. Das ist eine breit 

aufgestellte organisatorische Verstärkung der polizeilichen Einsatzkraft im Grenzbe-

reich.

Sehr geehrte Damen und Herren, Sie kennen die meisten Aufgaben, welche die Direk-

tion der Bayerischen Grenzpolizei wahrnehmen wird. Das ist eine ganze Liste. Aus 

diesem Grund nenne ich nur einige der Aufgaben: Eine zentrale Kontakt- und Füh-

rungsstelle der bayerischen Polizei in grenzpolizeilichen Angelegenheiten, Sammeln 

und Bewerten grenzpolizeilicher Erkenntnisse, Erstellung und Steuerung fachspezifi-

scher Lagebilder, Koordinierung der Schleierfahndungsmaßnahmen der grenzpolizeili-

chen Organisationseinheiten usw. Das ist eine DIN-A-4-Seite mit Informationen, die 

Sie nachlesen können bzw. Ihnen bekannt sind.

Der Direktion sind fachlich die Dienststellen der Bayerischen Grenzpolizei nachgeord-

net. Sie werden sich somit als strategisch taktische Weiterentwicklung zu den bisheri-

gen Fahndungsdienststellen konzeptionell neu aufstellen. Ich nenne auch hier die 

Schwerpunkte der konzeptionellen Aufstellung. Die Schleierfahndung wird seit vielen 

Jahren erfolgreich durchgeführt. Zusätzlich bekommen wir eine uniformierte Kompo-

nente, die es in der Schleierfahndung bisher noch nicht gegeben hat.

(Eva Gottstein (FREIE WÄHLER): Doch!)

– Liebe Frau Kollegin, in Teilen und sehr rudimentär. Die Schleierfahndung hat bisher 

überwiegend verdeckt operiert und gearbeitet.

(Eva Gottstein (FREIE WÄHLER): Überwiegend, aber es gibt sie!)

Mit der uniformierten Komponente, die jetzt eingeführt wird, wird die polizeiliche Prä-

senz in der Bevölkerung stärker als zuvor wahrgenommen werden. Stationäre Kontrol-

len an taktisch günstigen Örtlichkeiten können in Uniform und mit Dienstfahrzeug si-

cherlich leichter durchgeführt werden. Neben vielen anderen Maßnahmen wird auch 

die grüne Grenze überwacht.
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Ein wesentlicher Faktor ist eine technisch unterstützte Fahndung. Die modernen Ein-

satzmittel für die Grenzpolizei werden ausgeweitet und optimiert. Als dritte Säule 

haben wir die Grenzkontrollkoordination. Außerdem gibt es Kontrollkonzepte mit be-

nachbarten Kräften. Schnittstellen werden reduziert, Ressourcen geschont und Dop-

pelmaßnahmen vermieden.

Sehr geehrte Damen und Herren, die Umsetzung erfolgt mit dem 2. Nachtragshaus-

halt, den wir heute Vormittag mit den Stimmen der CSU beschlossen haben. Im 

2. Nachtragshaushalt werden 44 zusätzliche Stellen geschaffen. Für die Direktion in 

Passau sind 11 Planstellen vorgesehen. Zusätzlich wird es drei Planstellen für Arbeit-

nehmer geben. Neben den 14 zusätzlichen Stellen in Passau werden für die 7 Grenz-

polizeiinspektionen und 3 Grenzpolizeistationen je 3 Arbeitnehmerstellen geschaffen. 

Das ist eine unmittelbare Entlastung der Vollzugsbeamten vor Ort. Jetzt gibt es 11 Be-

amtenplanstellen – mehr nicht. Eine aktuelle Schwächung des sonstigen Vollzugs-

dienstes sehe ich nicht, zumal wie schon erwähnt die Koordinierung und die zielge-

richtete Aufgabenstellung im Vordergrund stehen.

Ab dem Jahr 2019 werden jährlich 100 Vollzugsstellen bis zum Jahr 2023 zusätzlich 

an den Dienststellen der Grenzpolizei geschaffen. Dies erfolgt aus dem jeweiligen 

Pool, der bayernweit zur Verfügung steht. Der Pool steht deshalb zur Verfügung, weil 

wir in den vergangenen Jahren richtigerweise die Einstellungszahlen erhöht haben. Ab 

dem Jahr 2019 stehen uns mehr fertig ausgebildete Beamtinnen und Beamte zur Ver-

fügung. Diese werden an die Dienststellen in Bayern abgegeben. In den genannten 

fünf Präsidien und Dienststellen werden in den Jahren 2019, 2020, 2021, 2022 und 

2023 je 100 Stellen zur Verfügung gestellt. Die Dienststellen in Bayern werden nicht 

geschwächt. In den Jahren ab 2019 erfolgt eine Konzentration der Personalzuteilung 

auf Dienststellen mit besonderen Aufgaben und besonderer Belastung. Ich glaube, 

das ist richtig. Man sieht die Aufgaben an der Grenze. Man hört die Klagen über die 

hohe Belastung. Wir wollen diese besondere Aufgabe mit zusätzlichen Kräften unter-

mauern. Wir wollen die Polizeistärke in Bayern insgesamt verträglich gestalten.
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Es wird investiert. Im Rahmen des 2. Nachtragshaushalts, der von dieser Seite be-

schlossen und von dieser Seite abgelehnt worden ist, werden zusätzliche Mittel in 

Höhe von 14 Millionen Euro zur Verfügung gestellt.Die Behauptung ist falsch, wonach 

Geld genommen wird, das dann an anderer Stelle beispielsweise für die Sachausstat-

tung der Polizei im Übrigen fehlt. Nein, es geht um zusätzliche 14 Millionen Euro, die 

heute Vormittag beschlossen wurden. Das sind Mittel, welche zur Verstärkung der 

Sachausstattung der Grenzpolizei für spezielle, geländegängige Fahrzeuge und eine 

besondere digitale Ausrüstung verwendet werden.

(Beifall bei der CSU)

Als letzten Punkt möchte ich Folgendes sagen: Es wird ein Verbandsabzeichen 

geben. Das scheint der Opposition besondere Freude zu bereiten. Man nennt das 

Neudeutsch Corporate Identity. Die Verbände der bayerischen Polizei tragen Ver-

bandsabzeichen. Auf dem unterfränkischen Verbandsabzeichen ist der Frankenrechen 

abgebildet. Das Verbandsabzeichen der bayerischen Bereitschaftspolizei zeigt einen 

Panther. Die Münchner tragen das Münchner Kindl. Verbandsabzeichen sind also 

nicht unüblich. Die Verbandsabzeichen dienen der Stärkung der Corporate Identity der 

Direktion und der Dienststellen an der Grenze. Für insgesamt fünf Präsidien wird ein 

Verbandsabzeichen geschaffen. Was wird nicht geschehen? – Die alte Grenzpolizei 

werden und wollen wir nicht wieder einführen. Es geht uns nicht um Nostalgie und 

auch nicht um die Erinnerung an vermeintlich schöne Zeiten.

(Tobias Reiß (CSU): Es geht um Sicherheit!)

Es geht um den kontinuierlichen Aufbau einer Spezialtruppe unter dem Dach der 

bayerischen Landespolizei. Diese Truppe soll fachlich von einer Direktion geführt wer-

den. Sie soll für die Erfüllung ihrer Aufgabe mit spezieller Technik ausgestattet wer-

den. Zudem soll sie über speziell ausgebildetes Personal verfügen.

(Beifall bei der CSU)
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Es geht schlichtweg um die Sicherheit an der bayerischen Grenze. Es geht um die Si-

cherheit für die Menschen und den Schutz vor Straftaten. Es geht auch darum, in der 

Schleierfahndung intensiver und koordiniert gegen Schleuser, Drogenschmuggler und 

Waffenhändler vorgehen zu können. Die Errichtung der Bayerischen Grenzpolizei wird 

weder personell noch finanziell zulasten der Polizei im Übrigen gehen. Das ist eine 

wichtige Aussage für die Polizeibeamtinnen und -beamten in Bayern. Die Bayerische 

Grenzpolizei wird personell on top ausgestattet. Zudem werden die Einsatzkräfte ein 

gemeinsames Verbandsabzeichen tragen. Sie tragen einen gemeinsamen Namen, 

nämlich Bayerische Grenzpolizei. Das ist ein Name, der natürlich Tradition hat. Aber 

die Einheit ist neu und für die Sicherheit im Land notwendig.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Diese Einheit bringen wir mit dem heutigen Beschluss auf den Weg. Wir wünschen 

dieser Einheit alles Gute und viel Erfolg. Sie wird im Interesse der Sicherheit unserer 

Menschen tätig sein.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. – Als Nächster 

hat Prof. Dr. Gantzer von der SPD das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Prof. Dr. Peter Paul Gantzer (SPD): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Juristen prüfen vor der Begründetheit immer noch die Zulässigkeit. Was hier ge-

schehen ist, ist parlamentarisch unzulässig. Wir verabschieden heute, vermutlich mit 

Ihrer Mehrheit, das Gesetz über die Grenzpolizei. Ich muss nun der Presse entneh-

men, dass Sie – Herr Ländner, Sie waren auch dabei – am 1. Juli in Passau – – Heute 

ist der 11. Juli.

(Manfred Ländner (CSU): Das war am 2. Juli, und ich war nicht dabei!)

– Ich nehme zurück, dass Sie dabei waren. Am 2. Juli hat in Passau ein richtiges Fes-

tival mit Festzelt und großer Musikkapelle stattgefunden. Dort wurde die Grenzpolizei 
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eingeweiht, obwohl das Gesetz von diesem Parlament noch nicht beschlossen worden 

war.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN und den GRÜNEN – Katharina 

Schulze (GRÜNE): Wahnsinn! Das war noch gar nicht beschlossen!)

Ich spreche nun auch den Fraktionsvorsitzenden Kreuzer direkt an, den ich als recht-

schaffenen Abgeordneten kennengelernt habe.

(Lachen bei den GRÜNEN)

Ich habe es in den letzten Jahrzehnten noch nie erlebt, dass eine Sache schon einge-

weiht wurde, bevor ein Gesetz überhaupt in Kraft getreten ist.

(Zuruf von der SPD: Doch!)

In Passau wurden sogar der Leiter und die Beamten eingesetzt. Wo sind wir denn? – 

Wenn wir so weitermachen, werden wir zum Parlament einer Bananenrepublik.

(Beifall bei der SPD – Ingrid Heckner (CSU): Schon wieder!)

Ich merke jetzt ausdrücklich an, dass ich diese Vorgehensweise nicht gutheiße. Ich 

gehe davon aus, dass sich der Staatssekretär später noch dazu äußern wird. Genau 

solche Vorgehensweisen tragen dazu bei, das Vertrauen der Bevölkerung in den Par-

lamentarismus schwinden zu lassen. Das sollte nicht sein, nicht einmal als Ausnahme. 

Sie von der Regierungspartei sollten das auch wissen.

Jetzt komme ich zur Begründetheit. Lieber Kollege Ländner, liebe Staatsregierung und 

liebes Innenministerium, was ist die ursprüngliche Begründetheit für den Gesetzent-

wurf? – Es ist das, was Sie eben wiederholt haben und auch im Innenausschuss ge-

sagt haben: Der Schutz der EU-Außengrenzen sei nicht ausreichend gewährleistet. 

Daher seien polizeiliche Maßnahmen an den bayerischen Grenzen unumgänglich.

(Manfred Ländner (CSU): Nein!)
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– Das haben Sie so gesagt. Das steht wörtlich im Protokoll.

(Manfred Ländner (CSU): Nein!)

– Lesen Sie doch im Protokoll nach. Wenn das wirklich so ist, dann ist doch nicht Bay-

ern der Ansprechpartner. Ansprechpartner hierfür ist der Bund. Richtig wäre gewesen, 

einen Antrag zu formulieren, mit dem die Bayerische Staatsregierung aufgefordert 

wird, über den Bundesrat tätig zu werden, dass die Grenze in Bayern gesichert wird. 

Nach dem Gesetz ist das die richtige Vorgehensweise. Sie wissen das. Sie haben 

schon darauf hingewiesen, wie das vor dem 01.04.1998 war. Damals hatten wir eine 

Bayerische Grenzpolizei. Diese hatte grenzpolizeiliche Aufgaben zu erfüllen. Diese 

Aufgabe hat sie in Übereinstimmung mit dem Bund ausgeübt, da der Bund die Grenz-

sicherung in Bayern an unsere Grenzpolizei übertragen hatte. Als Schengen kam, 

wurde die Bayerische Grenzpolizei am 1. April 1998 aufgelöst. Wir hatten uns mit dem 

Bund geeinigt, dass nur noch der Bund für den Schutz der Grenzen zuständig ist. Das 

ist auch heute noch gesetzlich klar geregelt. In § 2 Absatz 1 des Bundespolizeigeset-

zes heißt es, dass der Grenzschutz der Bundespolizei obliegt. Das ist Gesetz. Sie wis-

sen auch, dass Bundesrecht Landesrecht bricht. Es gibt also eine klare Regelung.

Wenn es eine andere Regelung geben soll, muss der Bund mit dem Freistaat ein Ver-

waltungsabkommen abschließen, wonach Bayern ganz oder teilweise zuständig ist. 

Es wird seit Tagen davon geredet, dass ein Übereinkommen in Frage steht. Sie selber 

haben dazu nichts gesagt. Ich gehe daher davon aus, dass Sie nicht wissen, ob etwas 

zustande gekommen ist. Das wäre aber für die Diskussion schon wichtig gewesen. Ich 

gehe erst mal davon aus, dass stimmt, was im "DER SPIEGEL" gestanden hat. Da-

nach will der Bund nicht auf seine Kompetenz der Grenzsicherung verzichten. Wörtlich 

heißt es: Für dieselbe Aufgabe sollte es keine zwei verschiedenen Polizeibehörden 

geben.

Innenminister Herrmann hat gesagt, auch wenn es zu dem Abkommen kommen sollte, 

wird die Bundespolizei den Hut aufbehalten. Das ist eine klare Aussage. Damit 
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komme ich zu dem, was mich als Kommandeur und nicht nur einfach Gedienter bei 

der Bundeswehr am meisten stört. Ich habe als Kommandeur in den Lehrgängen eine 

Menge gelernt. Der Innenminister ist leider nicht da, aber er ist aus einem Grund, den 

ich akzeptiere, entschuldigt. Der Staatssekretär Eck hat zwar gedient, aber er ist nur 

Obergefreiter.

(Katharina Schulze (GRÜNE): Aber das qualifiziert die Personen doch jetzt nicht 

wirklich!)

Auch der Ministerpräsident Söder hat Wehrdienst geleistet, aber er ist nur Obergefrei-

ter und weiß daher nichts von Führung. Ich hätte gehofft, dass der Innenminister, der 

immerhin hochrangiger Reserveoffizier ist, Herrn Söder Einhalt gebietet. Was Söder 

nämlich plant, ist nur sehr, sehr schwierig zu führen. Eine Person, die etwas von Füh-

rung versteht oder auch einmal eine Truppe geführt hat, weiß ganz genau, dass es 

hier das totale Führungschaos geben wird. Es wird nämlich drei verschiedene Zustän-

digkeiten geben.

(Beifall bei der SPD)

Herr Ländner hat es eben selbst gesagt, und so steht das auch im Bericht des Innen-

ministeriums vom 5. Juli 2018 zur Grenzpolizei. Da steht das wortwörtlich drin, was 

Sie eben auch gesagt haben: Die unmittelbare organisatorische Anbindung an die 

Landespolizeipräsidien bleibt erhalten. – Dann haben wir aber noch die Direktion 

Grenzpolizei, und dann haben wir noch die Bundespolizei. Das heißt, wir haben nicht 

nur eine doppelte Zuständigkeit, sondern wir haben eine dreifache Zuständigkeit. Die 

Tatsache, dass der Herr Staatssekretär jetzt so hektisch mit seinen Beamten redet, 

zeigt, dass ich hier irgendwie eine schwache Stelle getroffen habe. Es kann doch wohl 

nicht sein, dass für eine einzige Aufgabe drei verschiedene Zuständigkeiten eingerich-

tet werden. Ich kann nur sagen: Herr Eck, wenn Sie das tragen, dann werden Sie nie 

Minister.

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD und den FREIEN WÄHLERN)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich fasse noch einmal zusammen: Erstens. Die Fach-

leute, die Polizeigewerkschaften einschließlich der DPolG – Deutsche Polizeigewerk-

schaft – sind der Meinung, dass es diese sogenannte Grenzpolizei nicht geben sollte. 

Sie haben das fachlich begründet, so wie ich das eben auch gemacht habe.

Zweitens. Die sogenannte Grenzpolizei ist nichts anderes als eine Ausweitung der 

Schleierfahndung. Das muss man doch einfach zur Kenntnis nehmen. Man hätte es 

also bei der Schleierfahndung belassen können. Sie ist ein Erfolgsmodell, wie wir 

beide wissen. Man hätte sagen können: Also gut, die Schleierfahndung bekommt per-

sonelle Unterstützung, sie wird auf 1.000 Beamte aufgestockt. Dann hätten wir genau 

dasselbe Ergebnis.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Paul Wengert (SPD))

Das heißt drittens – und das werden wir hoffentlich auch gleich bei der Rede des 

Staatssekretärs feststellen –: Die sogenannte Grenzpolizei ist eine Polizei ohne grenz-

polizeiliche Befugnisse.

(Horst Arnold (SPD): So ist es! Und das ist das Entscheidende!)

Ich weiß nicht, ob heute wirklich ein Übereinkommen zustande gekommen ist. Aber 

das muss man sich einmal vorstellen. Diese Polizei heißt Grenzpolizei, Sie darf an der 

Grenze aber selbst nicht aktiv werden, weil dort die Bundespolizei zuständig ist.

(Dr. Paul Wengert (SPD): Ein Schmierentheater ist das!)

Das wiederum heißt viertens: Die sogenannte Grenzpolizei – man könnte auch ein-

fach sagen "die Sogenannte"; denn das würde alles beinhalten –, also die Sogenannte 

ist eigentlich ein Etikettenschwindel. Es steht zwar "Grenze" drauf, aber sie darf an der 

Grenze nicht handeln. Was ist das? – Das ist ein Fall für den Verbraucherschutz, denn 

da wird Wählertäuschung betrieben. Der Wähler hört "Grenzpolizei" und denkt: Oh, 

wie schön. Jetzt bin ich wieder sicherer. – Das stimmt aber praktisch nicht.
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Deshalb fünftens und letztens, das haben Sie schon vorweg genommen, aber ich 

stehe dazu, schließlich bin ich selbst lange genug dabei: Die sogenannte Grenzpolizei 

ist nichts anderes als ein CSU-Wahlkampfschlager.

(Tobias Reiß (CSU): Ah geh!)

Ich habe das schon so oft bei Ihnen erlebt. Sie wissen, dass die Bevölkerung ängstlich 

ist. Also machen Sie der Bevölkerung erst einmal richtig Angst. Dann aber sagen Sie: 

Wir haben die Musterlösung. Wir schützen euch, in diesem Fall durch die sogenannte 

Grenzpolizei. Ich muss sagen, das ist ein untaugliches Mittel. Das hätten Sie mit dem 

Bund aushandeln müssen, so wie ich es schon am Anfang gesagt habe. Sie hätten 

die Ängste, die Sie haben, mit dem Bund aushandeln müssen. Sie hätten sagen müs-

sen: Bund, du bist für die Grenze zuständig. – Sie dagegen führen hier eine soge-

nannte Grenzpolizei ein. Damit sind Sie beim Bund auf starke Widerstände gestoßen, 

das wissen Sie.

Ich kann nur sagen: Wir lehnen diesen Gesetzentwurf aus guten Gründen ab. Wir wer-

den es zwar nicht mehr schaffen, Ihre Mehrheit dieses Mal auszuhebeln, aber ich 

sage Ihnen gleich: Hier führen wir ein untaugliches Mittel ein. Ich bedaure sehr, dass 

Sie das auf eine Art und Weise getan haben, die dem Parlamentarismus nicht ent-

spricht.

(Lebhafter Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN und den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank, Prof. Dr. Gantzer. Frau Gottstein 

spricht jetzt für die FREIEN WÄHLER. Bitte schön.

Eva Gottstein (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Wenn dem Esel zu wohl wird, geht er aufs Eis. Oder: Hochmut kommt 

vor dem Fall. Das sind zwei Redensarten, die mir heute im Zusammenhang mit der 

Zweiten Lesung des Gesetzentwurfs der Staatsregierung zur Errichtung der Baye-

rischen Grenzpolizei einfallen. Warum? – Was heute hier stattfindet, zeigt in sechsfa-
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cher Hinsicht, wie sehr die Mehrheitsfraktion in diesem Hause wesentliche Grundpfei-

ler unserer Demokratie geringschätzt bzw. missachtet.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und Beifall des Abgeordneten Prof. Dr. Peter 

Paul Gantzer (SPD))

Wir erleben heute erstens eine Missachtung des Parlaments, zweitens eine Missach-

tung unserer Sprache, drittens eine Missachtung des Grundgesetzes der Bundes-

republik Deutschland, viertens eine Missachtung der bisherigen polizeilichen, und 

zwar erfolgreichen polizeilichen Praxis, fünftens eine Missachtung eines kostenbe-

wussten Haushalts und sechstens eine Missachtung unserer bayerischen Bürgerinnen 

und Bürger.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Zurufe von den FREIEN WÄHLERN: 

Bravo!)

Ich erkläre es Ihnen gerne. Erstens. Missachtung des Parlaments: Bei dem Festakt, 

der ein paar Tage zurückliegt, wie vorher schon erwähnt, ist ein Gesetz in Kraft getre-

ten, das hier noch gar nicht verabschiedet wurde. Dass Sie uns nicht nötig haben, zei-

gen Sie uns in diesen fünf Jahren dauernd. Eine Opposition brauchen wir nicht, wir 

können alles.

(Ingrid Heckner (CSU): So ein Schmarrn!)

– Doch, das ist so! Hier wird es einem deutlich vor Augen geführt. Wir können hier 

über etwas abstimmen, wir können dafür oder auch dagegen sein, aber die Sache ist 

schon geritzt. Das ist unmöglich! Das ist eine Missachtung des Parlaments! Eigentlich 

bekommen wir unser Geld dann umsonst.

(Lebhafter Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, der SPD und den GRÜNEN)

Es ist auch, und das sage ich nicht zum ersten Mal, eine Missachtung unserer Spra-

che. Herr Söder sagt: Bayern ist gewappnet, unsere Grenzpolizei steht bereit. Er sagt: 
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Es ist ein ganz wichtiges Zeichen, dass Bayern seine Grenzen selbst schützen kann. 

– Entschuldigung, es geht um die Grenzen der Bundesrepublik Deutschland, und die 

verläuft in Baden-Württemberg wie in Nordrhein-Westfalen oder auch in Bayern. Wir 

reden aber von einer Grenze. Erklären Sie doch bitte einmal einem Kind oder einem 

Jugendlichen, dass die Grenze die Sache eines Staates ist und nicht eines Freistaates 

Bayern. Es geht hier um die Grenze der Bundesrepublik Deutschland, und die hat eine 

Grenzpolizei und niemand anderer.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Tobias Reiß (CSU): Es geht um die Sicher-

heit Bayerns!)

Es geht auch um die Missachtung unseres Grundgesetzes. Im Interview mit der "Welt 

am Sonntag" stellt unser Ministerpräsident klar, dass bayerische Polizisten selbststän-

dig Grenzkontrollen durchführen werden. Das wird an der grünen Grenze passieren 

und auch an den drei jetzt genehmigten Grenzkontrollpunkten. Er sagt nicht, dass vom 

Bund ganz klar signalisiert wurde – das kann man auch nachlesen, beispielsweise im 

"SPIEGEL" –, dass die bayerische Landespolizei zwar die Bundespolizei gerne unter-

stützen könne, die Arbeit aber unter Aufsicht der Bundespolizei ablaufen müsse. Also, 

die selbstständigen Grenzkontrollen sieht unser Grundgesetz nicht vor. Es ist auch 

überhaupt noch nicht die Rede davon, wie man das vielleicht machen will. Auch auf 

Anfrage des "SPIEGEL" erklärt der bayerische Innenminister Joachim Herrmann, man 

sei sich zwar im Ziel einig, es müssten aber noch organisatorische und rechtliche De-

tailfragen geklärt werden. – Es ist aber ganz klar: Unser Grundgesetz sieht diese 

Grenzpolizei nicht vor. Wenn, dann wird es eine abgewandelte Form, eine "Grenzpoli-

zei light". Wenn dem so ist, dann sollte man aber auch dazu stehen. Unser Grundge-

setz jedenfalls ist zu wertvoll, um es hier zu verkleinern.

Es ist auch eine Missachtung der bisher erfolgreichen Praxis unserer Polizei. Hier wird 

mit Zahlen jongliert, die nicht richtig sind. Momentan reden Sie von 500 Stellen bei der 

derzeitigen Schleierfahndung. Das stimmt auf dem Papier, tatsächlich stehen aber nur 

375 Stellen zur Verfügung. Sie reden von 1.000 und manchmal sagen Sie dann, aber 
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auch nicht immer, dass diese 1.000 in Hunderterschritten erreicht werden sollen. 

Wenn man jetzt bei 375 ist, dann muss man aber ganz klar sagen, dass wir beim ers-

ten Hunderterschritt sind. 2019 sind wir dann bei den jetzigen 500. Dann kommen wir 

aber nicht auf 1.000, sondern, wenn wir so weitermachen, dann kommen wir maximal 

auf 900 Stellen. So ehrlich sollten Sie schon sein. Der Ausgangspunkt sind nicht 

500 Stellen.

Es ist auch eine Missachtung der bisherigen erfolgreichen Praxis der Schleierfahnder. 

Ist Ihnen eigentlich bewusst, was Sie im Hinblick auf die Motivation dieser Leute tun, 

die jetzt ihre Arbeit machen? Sie müssen heute von Herrn Ländner hören: Jetzt kom-

men die tollen Autos, jetzt kommt die tolle Ausstattung, und das bedeutet, dass die 

Leute erst jetzt richtig arbeiten können. Aber das machen die Leute doch schon. Wir 

sind so sicher, und wir liegen so gut in der Kriminalstatistik, auch bei der Grenzfahn-

dung im Zusammenhang mit Drogenkriminalität usw. Das alles passiert doch jetzt be-

reits, und das ist doch erfolgreich. Sie aber tun gerade so, als müssten wir etwas 

Neues erfinden. Das ist eine Geringschätzung der Arbeit der Menschen, die diese Ar-

beit bisher äußerst erfolgreich machen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dass Sie sich auf unsicherem Gelände bewegen, zeigen Sie eigentlich selber, auch 

jetzt gerade in ihrer Rede. Sie sagen: Eigentlich machen wir doch nur eine Umbenen-

nung. – Dann frage ich: Wieso brauchen wir dafür 14 Millionen?

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, Abgeordneten der GRÜNEN und des Abge-

ordneten Prof. Dr. Peter Paul Gantzer (SPD))

Sie sagen: Eigentlich haben wir nur elf Stellen, und die tun nicht weh. – Gut, diese elf 

Stellen sind eine halbe Million jedes Jahr wert, weil darunter eine B-2-Stelle und zwei 

A-16-Stellen sind und auch die sonstigen Stellen in den oberen Bereich gehören. Das 

heißt, wir geben schon viel Geld für etwas aus, von dem Sie sagen, dass es eigentlich 

nur eine Umbenennung ist. Wenn es nur eine Umbenennung ist, dann ist es nicht 
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nötig. Oder Sie ändern organisatorisch etwas. Dann frage ich: Warum tun Sie das, ob-

wohl es bisher schon erfolgreich ist?

Sie sagen auch: Die Uniformierung muss jetzt sein. – Auf meinen Zwischenruf haben 

Sie reagiert und gesagt: Auch jetzt ist es ja eigentlich möglich. – Wir kennen die tolle 

PowerPoint-Präsentation mit den vier Säulen. Ganz klar ist: Bereits jetzt können 

Schleierfahnder in der Uniform ihre Arbeit machen; in Schwaben zum Beispiel ist das 

schon der Fall. Das neue Abzeichen haben sie noch nicht. Das ist aber das Wenigste, 

worüber wir mit Ihnen streiten. Das soll sein; das kann man auf die Schnelle sowieso 

nicht lesen.

Wir glauben nach wie vor, dass Sie die Praxis missachten. Der Herr Kollege Gantzer 

hat es schon gesagt: Sie haben in Zukunft drei Herren oder drei Frauen, aber ich habe 

das Gefühl, zumindest bei dem Wasserkopf sind keine Damen dabei. Vielleicht ma-

chen sie so etwas nicht mit, oder keine von ihnen muss versorgt werden; so einen Ver-

dacht hat man manchmal. In der Praxis stellt sich also schon die Frage, wer zuständig 

ist.

Wir stellen nicht in Abrede, dass es womöglich bei manchen Dingen eine Koordination 

braucht. Aber das macht vielleicht nur 10 % des ganzen Tätigkeitsbereichs aus, den 

die alte und die neue Schleierfahndung haben bzw. künftig die sogenannte Grenzpoli-

zei haben wird. Gehen Sie es ganz einfach an: Da ist einer krank; bis jetzt war das 

überschaubar. Da gibt es Urlaubspläne; bis jetzt war das überschaubar. Läuft das über 

die Polizeipräsidien, läuft das über den Wasserkopf in Passau unten, oder muss man 

auch noch den Bund miteinbeziehen? – Jeder, der mit mehreren Dienststellen zu tun 

hat, weiß, dass ganz klar gesagt werden muss, wer der Ober und wer der Unter ist. 

Wenn man sich momentan mit den Leuten unterhält, heißt es: Ja, ja, die in Passau 

machen die Koordination; aber wir sind Herr der Lage. – Ich bin gespannt. Das, was 

Sie hier anzetteln, ist nicht zielführend.
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(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und des Abgeordneten Prof. Dr. Peter Paul 

Gantzer (SPD))

Letztendlich missachten Sie auch den Bürger; denn der Bürger bemerkt diesen Etiket-

tenschwindel. Der Bürger merkt, dass Sie eigentlich nur Schaum aufschlagen, wo 

überhaupt nichts aufgeschlagen werden muss. Es ist purer Aktionismus. Auch dem 

Bürger ist klar, dass der 14. Oktober anscheinend wie ein Damoklesschwert über der 

Arbeit hier schwebt, was aber gar keine Rolle spielen darf. Der Bürger merkt, dass si-

cherheitspolitische und polizeiliche Belange bei dieser Entscheidung keine Rolle ge-

spielt haben. Dazu, dass die Politikverdrossenheit immer größer wird, trägt genau so 

ein Verfahren bei.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und des Abgeordneten Prof. Dr. Peter Paul 

Gantzer (SPD))

Wir sagen: Stockt die Schleierfahndung personell auf! Dafür kämpfen wir. Dagegen 

haben wir noch nie ein Wort gesagt. Wir sollen zumindest die 500 Leute haben. Nein, 

wir haben noch nicht einmal die 500, die auf dem Papier stehen, zur Verfügung.

Wir brauchen keine Doppelstrukturen. Wir brauchen die Wertschätzung der bisherigen 

Arbeit und auch die Wertschätzung der Arbeit der Bundespolizei. Die 2.500 Bundespo-

lizisten sind zum Teil bayerische Bürger und wohnen hier. Sie tun teilweise so, als wür-

den sie gar nichts leisten. Das ist keine Wertschätzung ihrer Arbeit.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, Abgeordneten der GRÜNEN und des Abge-

ordneten Prof. Dr. Peter Paul Gantzer (SPD))

Herr Ländner, am Anfang haben Sie gesagt, Sie geben Antworten. Dazu sage ich 

Ihnen: Sie geben Antworten auf Fragen, die in dem Fall weder die Polizei noch der 

Bürger gestellt hat. Sie lenken vielleicht von wichtigen Antworten auf wichtige Fragen 

ab.
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(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, Abgeordneten der GRÜNEN und des Abge-

ordneten Prof. Dr. Peter Paul Gantzer (SPD) – Zuruf von den FREIEN WÄH-

LERN: Bravo!)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, Frau Kollegin Gottstein. – Nächste 

Wortmeldung: Frau Kollegin Schulze vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte sehr.

Katharina Schulze (GRÜNE): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin 

jetzt 33 Jahre alt, und seit meiner Geburt darf ich in Europa in Frieden leben. Das ist, 

ehrlich gesagt, ein unglaublich tolles Geschenk unserer Großeltern und Eltern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das erste Mal in diesen 33 Jahren spüre ich ganz deutlich: Dieser Frieden in unserem 

vereinten Europa ist nicht einfach so selbstverständlich da. Er muss erarbeitet und er 

muss verteidigt werden. Er muss verteidigt werden gegenüber denen, die unser demo-

kratisches vereintes Europa kaputtmachen wollen. Er muss verteidigt werden gegen-

über den Feinden der Demokratie, die von außen kommen, gegenüber den Putins und 

Erdogans. Er muss aber auch verteidigt werden gegenüber den Feinden der Demo-

kratie, die von innen kommen, gegenüber den Orbáns, Kaczynskis und Straches. 

Unser vereintes Europa muss neuerdings leider auch gegen die Seehofers, Söders 

und Dobrindts verteidigt werden,

(Beifall bei den GRÜNEN)

denn Sie als CSU stellen ein vereintes Europa ohne Schlagbäume, in dem sich die 

Menschen frei bewegen können, in dem Handel getrieben wird und kultureller Aus-

tausch stattfindet, infrage. Sie verraten damit nicht nur das europäische Erbe, sondern 

auch das Erbe Ihrer eigenen Partei.

Kolleginnen und Kollegen von der CSU, ich sage Ihnen hier und heute ganz deutlich: 

Was Sie da gerade mit all ihren Initiativen vorhaben, unter anderem mit der Baye-
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rischen Grenzpolizei, werden Sie nicht schaffen; denn die Menschen lassen sich ihr 

Europa nicht kaputtmachen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir werden unser Europa und unsere Freizügigkeit verteidigen. Wir wahren den Frie-

den. Wir stärken den wirtschaftlichen und kulturellen Austausch, und wir werden auch 

weiterhin in andere Länder ziehen, dort wohnen, arbeiten, uns verlieben und uns wie-

der trennen und, was man auch sonst halt so alles im Leben macht. Wir werden Euro-

pa weiterentwickeln. Wir machen es demokratischer, nachhaltiger und sozialer.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, jetzt frage ich Sie einmal ganz genau: Was macht 

denn unser Europa für jeden Einzelnen von uns greifbar? Unser Europa macht doch 

greifbar, dass es eben keine Schlagbäume gibt, dass ich in ein anderes Land fahren 

kann, nicht im Stau stehen muss und nicht meinen Pass vorzeigen muss. Dass es 

keine innereuropäischen Grenzkontrollen gibt, das macht unser Europa aus.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Mit Ihrem Gesetzentwurf möchten Sie genau das ändern. Das ist wieder einmal der 

erste Anfang. Es ist typisch CSU: Sie fangen mit kleinen Kursverschiebungen an. Sie 

wollen jetzt eine Bayerische Grenzpolizei aufbauen. Sie wollen Gängelung und Ab-

schottung. Sie wollen kein Europa der Freiheit, sondern ein Europa der Schlagbäume. 

Und da machen wir GRÜNE ganz sicher nicht mit.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ihr Gesetzentwurf steht, ehrlich gesagt, nicht für ein vereintes Europa, ein Europa, das 

zusammenhalten sollte und auch in schwierigen Zeiten den Weg der europäischen In-

tegration weitergehen muss. Mit Ihren Ideen legen Sie auch nicht nur die Axt an das 

vereinte Europa; Sie schaden auch ganz konkret der bayerischen Wirtschaft. Reden 
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Sie einfach nur einmal mit den Unternehmen in der Grenzregion! Reden Sie mit den 

Pendlerinnen und Pendlern, die jetzt schon den Hals davon voll haben, dass wir tem-

poräre Grenzkontrollen haben. Wenn Sie schon eine Bayerische Grenzpolizei wollen 

und wenn Sie unser Europa kaputtmachen wollen, dann müssen Sie auch einmal klar 

artikulieren, was das uns alle kosten wird.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es wird zu Mehrkosten für den Warenverkehr, für die Unternehmerinnen und Unter-

nehmer, für den kulturellen Austausch, für die Pendlerinnen und Pendler und für die 

Touristinnen und Touristen kommen.

Eines muss man Ihnen aber zugestehen: Sie sind wenigstens konsequent mit diesem 

Gesetzentwurf zur Bayerischen Grenzpolizei, weil Ihr Ministerpräsident ja schon das 

Ende des Multilateralismus ausgerufen hat. Jetzt komme ich zu dem Punkt in Ihrem 

Gesetzentwurf, der mich doppelt wütend macht. Dieser Gesetzentwurf ist ja nicht nur 

europapolitisch der absolute Schwachsinn und die Katastrophe; er ist auch noch in-

nenpolitisch falsch. Da, muss ich einfach sagen, haben das Innenministerium und der 

Minister dem Ministerpräsidenten anscheinend nicht erklärt, wie seriöse Innenpolitik 

funktioniert. Ich kann es gerne noch einmal zusammenfassen. Grenzkontrollen inner-

halb Europas sind immer nur zeitlich beschränkt machbar, und zuständig ist die Bun-

despolizei. Ich war selber erst vor Kurzem in Freilassing bei der Inspektion der Bun-

despolizei. Die Beamtinnen und Beamten machen dort einen sehr guten Job. Ihr 

Gesetzentwurf ist, ehrlich gesagt, nichts anderes als ein Misstrauensvotum gegenüber 

genau diesen Polizistinnen und Polizisten, die dort ihren Dienst tun.

Jetzt kommt der wahre Hammer; das hat Herr Ländner gar nicht erwähnt, er hat so 

schön darum herumlaviert. Der Kleinherrscher Söder möchte ja, dass die Landespoli-

zei – ich zitiere jetzt – selbstständige Grenzkontrollen macht, und zwar nicht nur an 

den drei fixen Grenzkontrollpunkten, sondern auch entlang der grünen Grenze. Das ist 

nicht nur lächerlich, sondern das verstößt auch schlicht gegen geltendes Recht. Da 
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frage ich mich: Wollen Sie dann vielleicht mit Ihren 200 noch nicht vorhandenen Poli-

zeipferden da entlanggaloppieren und jeden aufhalten, der über die grüne Grenze 

geht? Oder wie stellen Sie sich das vor? Das ist keine seriöse Innenpolitik. So, wie Sie 

sich das vorstellen, geht gute Polizeiarbeit nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN – Ingrid Heckner (CSU): Haben Sie schon von der 

Schleierfahndung gehört?)

Vor allem muss man sich einmal überlegen, was unsere bayerische Landespolizei 

alles tun muss. Sie muss die Cyberkriminalität bekämpfen. Sie muss gegen den wach-

senden Rechtsextremismus, den Rassismus und den Terrorismus vorgehen. Sie hat 

die alltägliche Arbeit, wenn Bürgerinnen und Bürger zur bayerischen Polizei gehen. 

Deswegen brauchen wir doch mehr Polizistinnen und Polizisten in der Fläche. Wir 

brauchen mehr IT-Spezialistinnen und -Spezialisten. Wir brauchen eine engere euro-

päische Zusammenarbeit und einen schnelleren Datenaustausch. Wir brauchen mehr 

Prävention und mehr Demokratiebildung, und wir müssen auch den Beamtinnen und 

Beamten mehr Zeit für Fortbildung und Training geben. Das alles würde die baye-

rische Polizeiarbeit voranbringen, aber nicht die Idee einer eigenen Grenzpolizei, 

wofür Sie, ehrlich gesagt, auch gar nicht das Personal haben.

Wo nehmen Sie denn – das hat die Kollegin Gottstein vorhin auch schon angespro-

chen – die tausend Beamtinnen und Beamten her? Wir GRÜNE stimmen ja immer mit 

und wollen auch mehr Polizistinnen und Polizisten. Aber sie sind nicht so schnell aus-

gebildet; das dauert nun einmal drei Jahre. Und wir brauchen die neuen Kolleginnen 

und Kollegen auch, um den Überstundenberg abzubauen und die Pensionsabgänge 

auszugleichen. Wenn Sie jetzt Ihre Bayerische Grenzpolizei mit den tausend Beamtin-

nen und Beamten wahrmachen möchten, müssten Sie sie von anderen Dienststellen 

abziehen, und damit schwächen Sie die Polizei in der Fläche. Und das ist grob fahr-

lässig.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Herr Ländner, was mich an Ihren Ausführungen auch noch massiv geärgert hat, ist, 

dass Sie sich hinstellen und sagen: Die Bayerische Grenzpolizei führt zu mehr Sicher-

heit an der Grenze. Da muss ich schon einmal fragen: Sind Sie da eigentlich in irgend-

einer Form unterwegs? Bayern ist das sicherste Bundesland, unter anderem weil auch 

die Polizeiinspektionen im Grenzbereich eine supergute Arbeit machen. Wenn Sie dort 

mehr Sicherheit möchten, dann schicken Sie dort einfach mehr Beamtinnen und Be-

amte in die Polizeiinspektionen in der Fläche, damit die Soll- und die Ist-Stellen end-

lich zusammenpassen, anstatt eine neue Direktion aus dem Boden zu stampfen, nur 

damit Sie sich im Wahlkampf hinstellen, auf die Brust trommeln und sagen können: 

Wir haben jetzt auch wieder eine bayerische Grenzpolizei. Das ist lächerlich, und Sie 

nehmen Marketing als Politik.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir haben über diesen Gesetzentwurf in diesem Hohen Haus schon lange diskutiert. 

Für mich ist er ein deutliches Beispiel dafür, wie schäbig die CSU-Politik im Jahr 2018 

ist. Da will sich der neue Ministerpräsident als oberster Grenzschützer aufspielen, nur 

um Stimmung zu machen. Das macht er auf dem Rücken der Polizistinnen und Poli-

zisten, auf Kosten der Pendlerinnen und Pendler und vor allem auch auf Kosten der 

europäischen Idee. Da kann ich auch nur wieder sagen: CSU don‘t touch my Schen-

gen!

(Anhaltender Beifall bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank, Frau Kollegin Schulze. – Nächste 

Wortmeldung: Kollege Muthmann. Bitte schön.

Alexander Muthmann (fraktionslos): Sehr geehrter Präsident, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Zurück noch einmal zu der grundsätzlichen und auch rechtsstaatlichen 

Frage. Der Reigen der Dreistigkeit nimmt kein Ende. Seit heute halten wir auch das 

Informationspapier des Innenministeriums in Händen. Was heißt es da? Neugründung 

der Direktion der Bayerischen Grenzpolizei in Passau am 2. Juli 2018. Da bleibt einem 
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einfach der Atem weg. Was war am 2. Juli? Da waren der Ministerpräsident und der 

Innenminister in Passau und haben einen Festakt abgehalten. Und erst heute schaffen 

wir die gesetzlichen Grundlagen.

(Ingrid Heckner (CSU): Waren Sie dabei?)

– Ja.

(Ingrid Heckner (CSU): Das hat schon sein müssen, oder?)

– Ich wollte schon hören, was dort gesagt wird. Und da ist in der Tat so getan worden, 

als seien die rechtlichen Grundlagen für diese Einrichtung schon vorhanden. Das war 

auch ein Akt der Dreistigkeit.

(Beifall bei der SPD – Ingrid Heckner (CSU): Waren Sie beim Fototermin?)

– Ich war auf keinem Foto, liebe Frau Kollegin. Mir ist es um andere Dinge gegangen 

als Ihnen und vor allem dem Ministerpräsidenten.

(Horst Arnold (SPD): Zeitzeuge des Rechtsbruchs!)

Heute haben wir die gesetzlichen Grundlagen für die Direktion der Bayerischen 

Grenzpolizei und der nachgeordneten Dienststellen. Die Staatsregierung – das muss 

man jetzt in dem gesamten Verfahren konstatieren –, vertreten durch den Ministerprä-

sidenten und den Innenminister, damit auch dem Minister für Recht und Ordnung, prä-

sentiert diese Grenzpolizei ohne die erforderliche gesetzliche Grundlage. Und da stel-

len sich Fragen; zwei wesentliche will ich Ihnen auch nennen.

Haben Sie mit diesem Show Act nicht mehr bis zur Verabschiedung dieses Gesetzes 

warten können? Was hätten Sie sich denn abgebrochen, wenn wir das in der nächsten 

oder übernächsten Woche gemacht hätten?

Die grundsätzlichere Frage in diesem Zusammenhang ist: Gibt es in dieser Staatsre-

gierung niemanden mehr, der sagt: Nein, das können wir nicht machen, das ist unan-
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ständig. Nicht dem Innenminister, nicht dem Justizminister und auch sonst niemandem 

ist an dieser Stelle das Gesetz wichtiger als die politische Hörigkeit gegenüber dem 

Ministerpräsidenten.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Paul Wengert (SPD))

Das ist ein Beleg dafür, dass die Medienshow wichtiger ist als Rechtsstaatlichkeit, Ge-

setzestreue und rechtliche Grundlagen. Das ist damit auch ein Tiefpunkt des Verhält-

nisses zwischen der Staatsregierung und dem Landtag.

Noch kurz zur Sache. Diese Eile ist überhaupt nur der Show und nicht der Sache ge-

schuldet; denn das Einzige, was in diesem Jahr passiert, ist, dass die 500 Beamten, 

die bisher der Polizeiinspektion Fahndung angehören und als Grenzpolizisten weiter-

hin ihren Dienst in der Schleierfahndung tun, Grenzpolizisten werden. Dann wird auch 

sachlich ein bisschen an zusätzlicher Ausstattung ergänzt. Aber mehr ist dazu im 

Jahr 2018 nicht zu erwarten. Der Aufwuchs ist für die nächsten Jahre geplant.

All das signalisiert deutlich, dass das, was angekündigt war, nämlich die Qualität der 

Schleierfahndung zu intensivieren, auch durchaus in den Organisationsstrukturen, in 

denen wir bisher unterwegs sind, hätte durchgeführt werden können, wenn man das 

für erforderlich und richtig hält. Das alles ist Show ohne Substanz. Das erkennen die 

Menschen, und das erkennen auch, liebe Kolleginnen und Kollegen der CSU, die 

Wählerinnen und Wähler. Sie werden das am 14. Oktober auch entsprechend würdi-

gen.

(Manfred Ländner (CSU): Das ist euer einziges Ziel!)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, Kollege Muthmann. – Nächste 

Wortmeldung: Frau Kollegin Claudia Stamm. Bitte sehr, Sie haben das Wort.

Claudia Stamm (fraktionslos): (Von der Rednerin nicht autorisiert) Sehr geehrter Herr 

Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich bin mir sicher, dass es die 

Wählerinnen und Wähler am 14. Oktober würdigen werden. Aber einen kleinen Wider-

Protokollauszug
137. Plenum, 11.07.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 23

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000354.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000389.html


spruch habe ich doch. Es ist nicht neu, dass die Staatsregierung etwas einführt, ohne 

dass es die gesetzliche Grundlage dafür gibt. Wir hatten das Gleiche übrigens schon 

beim G 9 auf Kosten der Schülerinnen und Schüler. Das Schuljahr hatte angefangen, 

und hier hatte noch nicht einmal die Zweite Lesung stattgefunden. So ist die Missach-

tung des Parlaments in dieser Legislaturperiode eben zu sehen.

Zurück zur Grenzpolizei. Im Jahr 1997 fand in diesem Haus eine wirklich sehr bemer-

kenswerte Sitzung statt. Der Landtag verabschiedete einstimmig den Gesetzentwurf 

der Staatsregierung zur Eingliederung der Bayerischen Grenzpolizei. Ich sage es gern 

noch einmal: einstimmig. Und die Zweite Lesung fand sogar ganz ohne Aussprache 

statt. Ich denke, das hat sicher Seltenheitswert.

Von diesem Rückhalt für die Bayerische Polizei sind wir inzwischen leider sehr weit 

entfernt, weil die Staatsregierung Sicherheitspolitik und damit vor allem die Polizei 

ausschließlich für ihre Wahlkampfzwecke missbraucht. Im Zuge der Sparpolitik von 

Edmund Stoiber haben Sie damals 150 Stellen gestrichen; Peter Paul Gantzer hat es 

Ihnen vorgerechnet. Jetzt kommen angeblich 50 neue dazu. Was das kosten soll, das 

wissen Sie nicht; so steht es in Ihrem Gesetzentwurf. Gleichzeitig veranschlagen Sie 

aber 53 Millionen Euro für Sach- und Baukosten. Das konnten Sie ausrechnen. Aber 

die Berechnung dazu liefern Sie später im Bericht nach.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, ich kann Ihnen versichern: Dieses Gesetz 

wird nicht einstimmig durch den Landtag gehen. Es ist tatsächlich so, dass Sie sich 

schon längst aus einer vernünftigen Sicherheitsdiskussion auch gerade im Sinne der 

Polizistinnen und Polizisten verabschiedet haben. Ministerpräsident Söder hat sich in 

seiner Regierungserklärung selbst gelobt. Das tut er eh gerne; das wissen wir. Er hat 

in der Regierungserklärung gesagt, dass nicht alles fertig ist, er aber mit der Zukunft 

für Bayern schon einmal anfange. Dazu gehöre auch die Einführung der Grenzpolizei. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, dies hat nichts, aber auch absolut gar nichts 

mit der Zukunft zu tun. Denn das ist eine weitere Rolle rückwärts, und zwar auf Kosten 

von Europa.
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Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank, Frau Kollegin Stamm. – Für die 

Staatsregierung darf ich Herrn Staatssekretär Eck ans Mikrofon bitten. Bitte sehr.

(Prof. Dr. Peter Paul Gantzer (SPD): Jetzt bin ich aber gespannt.)

Staatssekretär Gerhard Eck (Inneres und Integration): Herr Präsident, verehrte Kol-

leginnen und Kollegen! Manchmal verwundert es einen wirklich, wenn man die eine 

oder andere Aussage hier im Parlament hört.

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

Zunächst, Frau Schulze: Amtssprache ist Deutsch. Aber Frau Schulze ist nicht hier; 

sie hat Wichtigeres zu tun.

(Widerspruch bei den GRÜNEN)

– Entschuldigung. Amtssprache ist Deutsch. Ich will das hier ganz besonders deutlich 

erwähnen.

(Zuruf der Abgeordneten Katharina Schulze (GRÜNE))

Es gibt ja den flotten Ausspruch von der Made im Speck. So führen Sie sich hier auf; 

ich darf das so sagen.

(Widerspruch bei den GRÜNEN)

Wenn man in einem ausgezeichnet entwickelten, wirtschaftlich starken und finanziell 

starken Land, dem sichersten Land in der Bundesrepublik Deutschland. leben darf 

und keinerlei politische Verantwortung zu tragen hat, kann man alles fordern, was 

einem gerade so in den Sinn kommt, liebe Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Deshalb sage ich Ihnen und all denjenigen,

(Zurufe der Abgeordneten Ulrike Gote (GRÜNE))
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– Liebe Frau Präsidentin, Sie mahnen zu Anstand

(Ulrike Gote (GRÜNE): Sie haben die Kollegin als "Made im Speck" bezeichnet! 

Geht’s noch? Entschuldigung, das ist unglaublich!)

und Kultur, wenn Sie oben sitzen, und hier verlassen Sie alle Wege, liebe Damen und 

Herren.

(Unruhe – Beifall bei der CSU)

Ich will an dieser Stelle auch deutlich sagen: Keine Angst, niemand braucht zu er-

schrecken, die Details sind von Manfred Ländner ausgezeichnet angesprochen wor-

den. Ich will das gar nicht noch einmal wiederholen.

Ich will nur den Dingen, die einfach falsch dargestellt worden sind, bewusst falsch dar-

gestellt worden sind, eine deutliche Absage erteilen: Dass wir nämlich letztlich über-

haupt kein Personal hätten, um die Situation an der Grenze zu verbessern. Es sind 

3.500 neue Stellen geschaffen worden. Jetzt sagen Sie mir, wenn Sie sich in diesem 

Parlament so aufführen, in welchem Land es vergleichbare Anstrengungen gibt. Liebe 

Freunde, das gibt es einfach nicht.

(Beifall bei der CSU)

Darauf bin ich stolz, ohne Wenn und Aber. Wir haben insbesondere für den Grenzbe-

reich einen Aufwuchs von 500 neuen Stellen.

(Beifall bei der CSU – Zurufe der Abgeordneten Florian von Brunn (SPD) und Isa-

bell Zacharias (SPD) – Unruhe bei der Opposition)

Liebe Damen und Herren, ich bitte deshalb ganz herzlich darum, dass man das nicht 

immer runterredet, sondern dass man das mit Anstand und Sachlichkeit auch so be-

stätigt.

(Anhaltende Unruhe – Thomas Gehring (GRÜNE): Was denn? – Weitere Zurufe)
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Wenn ich an dieser Stelle noch einmal einfügen darf, was mich geärgert hat. Ich brau-

che darum gar nicht ins Detail zu gehen, weil Sie es nicht hören wollen. Liebe Frau 

Kollegin Schulze, wenn ich hier an diesem Rednerpult von "schäbiger CSU-Politik" 

reden höre, von "schäbiger CSU-Politik", dann will ich Sie daran erinnern, dass Sie in 

dem gemachten Nest sitzen, das durch "schäbige CSU-Politik" entstanden ist.

(Beifall bei der CSU – Ulrike Gote (GRÜNE): Jetzt reicht es aber mal hier!)

Ich wiederhole mich an dieser Stelle: Das ist das sicherste Land in der Bundesrepublik 

und darüber hinaus.

(Jürgen Mistol (GRÜNE): Unfassbar! – Weitere Zurufe)

Liebe Damen und Herren,

(Ulrike Gote (GRÜNE): Unglaublich! – Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Staatssekretär – –

(Unruhe – Ulrike Gote (GRÜNE): Was soll das gegenüber der Kollegin?)

Staatssekretär Gerhard Eck (Inneres und Integration): – Brauchen Sie noch ein paar 

Minuten? Dann gebe ich sie Ihnen.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Das ist kein Problem.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Staatssekretär, jetzt darf ich mich hier oben 

mal einschalten. Es liegt eine Anfrage vor, ob Sie eine Zwischenfrage der Kollegin 

Stamm beantworten wollen.

Staatssekretär Gerhard Eck (Inneres und Integration): Nachher.

(Margit Wild (SPD): Wäre gut für Ihren Blutdruck!)
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– Es müssten hier noch mehr Leute Blutdrucktabletten nehmen. Liebe Damen und 

Herren, wenn, dann nicht ich alleine!

(Zuruf des Abgeordneten Jürgen Mistol (GRÜNE))

Zu Herrn Prof. Dr. Gantzer: Wir führen ja viele Diskussionen und sind oft gar nicht so 

weit auseinander. Die rechtliche Grundvoraussetzung für die Schaffung der Grenzpoli-

zei ist uneingeschränkt gegeben. Wir brauchen da gar nicht weiter zu diskutieren. Wir 

wollen weitere Befugnisse und weitere Kompetenzen. Wir wollen grenzpolizeiliche 

Aufgaben, Passkontrollen, Zurückweisungen und Ähnliches zukünftig im Detail selbst 

wahrnehmen. Das passiert dann in der Zukunft letztendlich auf dem vollkommen rich-

tig eingeschlagenen Weg. Da laufen nämlich in Bezug auf Abkommen und Abspra-

chen mit dem Bund zurzeit auch die Verhandlungen mit dem Bundesinnenminister. 

Jetzt muss mir jemand an dieser Stelle sagen – –

(Dr. Paul Wengert (SPD): Die Reihenfolge stimmt doch nicht, Herr Staatssekretär, 

die Reihenfolge!)

– Lieber Herr Kollege, die Reihenfolge und was wir hier getan haben, die Gründung 

dieser Grenzpolizei, ist rechtlich vollkommen einwandfrei. Und wenn das nicht so sein 

sollte – –

(Zuruf)

– Nein, dann sprechen Sie hier nicht nur polemisch an, sondern sprechen Sie es hier 

an dieser Stelle mit Fakten unterlegt an.

(Thomas Gehring (GRÜNE): Sie sind polemisch! – Zuruf von der SPD: Was brau-

chen wir da noch für Fakten!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will an dieser Stelle auch noch deutlich machen, 

dass es kein eigener Weg ist, den wir hier gehen wollen, sondern eine Verbesserung 

der Situation an der Grenze. Wir arbeiten mit der Bundespolizei ausgezeichnet und 
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vorzüglich zusammen, und wir wollen an der Grenze die Sicherheit noch einmal ein 

Stück weit verstärken. Wir wollen deshalb, mit gleichen Kompetenzen ausgestattet, 

die Kolleginnen und Kollegen der Bundespolizei unterstützen. Das ist letztendlich der 

unabdingbar richtige Weg.

Wenn die Organisationsform angesprochen worden ist: Das hat Manfred Ländner im 

Detail ausgeführt. Ich kann an dieser Stelle sagen: Die momentane Struktur unserer 

Polizei – die Statistik macht es überall wieder deutlich – funktioniert mit unseren Präsi-

dien bestens. Die Direktion der Bayerischen Grenzpolizei ist letztlich deshalb aufge-

stellt, um die Situationen an den verschiedenen Grenzpunkten zu bündeln und mit 

einer Sprache zu sprechen.

(Horst Arnold (SPD): Situationen zu bündeln! Was ist denn das? Eine gebündelte 

Situation! Sprechen Sie Deutsch?)

Über die Präsidien wird es dann letztendlich gebündelt kommuniziert. In diesem Sinne 

sind wir auf einem ausgezeichneten Weg. Wir sind für die innere Sicherheit der Bür-

gerinnen und Bürger verantwortlich.

(Horst Arnold (SPD): Und das gebündelt! Da ist der Ansatz schon verfehlt!)

Wir lassen uns, wie in der Vergangenheit, ganz einfach von diesem Weg nicht abbrin-

gen. Wir bleiben auf diesem Weg, weil wir einfach davon überzeugt sind, dass es der 

sichere Weg für die Bürgerinnen und Bürger ist. In diesem Sinne bitte ich um Zustim-

mung.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Staatssekretär, bevor ich jetzt zu der Zwi-

schenbemerkung vom Kollegen Prof. Gantzer komme: Ihre Bemerkung mit der "Made 

im Speck" vorhin hat hier für, sage ich mal, erhebliche Irritationen gesorgt.

(Eva Gottstein (FREIE WÄHLER): Das ist eine Beleidigung, und das ist typisch!)
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Können Sie das bereinigen? Ich gebe Ihnen hiermit die Gelegenheit.

Staatssekretär Gerhard Eck (Inneres und Integration): Wenn die Kollegin "schäbige 

CSU-Politik" bereinigt, dann bin ich auch gerne bereit, die andere Situation anzuspre-

chen.

(Unruhe – Beifall und Zurufe von der CSU – Ulrike Gote (GRÜNE): Nein! – Tho-

mas Gehring (GRÜNE): Ist das eine Amtsperson? – Ingrid Heckner (CSU): Die 

Landtagsvizepräsidentin ist auch eine Amtsperson!)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Meine sehr geehrten Damen und Herren,

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

nachdem man sich hier gegenseitig hochschaukelt, mache ich jetzt Folgendes: Ich un-

terbreche jetzt die Sitzung und berufe den Ältestenrat ein.

(Unruhe – Beifall bei der SPD und den GRÜNEN – Unterbrechung von 17.37 bis 

18.30 Uhr)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir neh-

men die Sitzung wieder auf. Ich kann Ihnen aus dem Ältestenrat berichten, dass der 

Ältestenrat die fraglichen Bemerkungen intensiv besprochen und diskutiert hat. Man 

ist zu dem Ergebnis gekommen, dass wir die Sitzung in sachlichem Ton weiterführen.

(Horst Arnold (SPD): Sie, aber nicht wir!)

Jetzt ist noch Folgendes bekannt zu geben: Die CSU-Fraktion hat vor der Sitzungsun-

terbrechung namentliche Abstimmung zu diesem Gesetzentwurf beantragt. Für die 

Abstimmung oder für die Schlussabstimmung? – Für die Schlussabstimmung. Gut, 

das ist hiermit bekannt gegeben. – Prof. Dr. Gantzer hat sich zur Zwischenbemerkung 

gemeldet, aber das ist mittlerweile eine Wortmeldung geworden. Gut, dann hat 

Prof. Dr. Gantzer jetzt das Wort.
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Prof. Dr. Peter Paul Gantzer (SPD): Herr Präsident, Kollegen und Kolleginnen! Ich 

will zu dem zurückkehren, was der Staatssekretär nicht gesagt hat und was auch der 

Kollege Ländner – ist er da? nein, er ist nicht da – nicht gesagt hat, was Sie beide 

nicht gesagt haben und was ich ausdrücklich gerügt habe. Ich hatte gesagt, es gibt 

den § 2 Absatz 1 des Bundespolizeigesetzes, wonach der Grenzschutz ausschließlich 

der Bundespolizei obliegt. Dann habe ich gesagt, wenn etwas geändert werden soll, 

dann sollte zuerst ein Abkommen vorliegen. Mir ist zwar vonseiten der Verwaltung zu-

geflüstert worden, es soll jetzt ein Abkommen geben. Aber Sie haben dazu nichts ge-

sagt. Herr Ländner wusste nicht, dass es ein Abkommen gibt. Ich hätte jetzt gern ge-

wusst: Gibt es eine Absprache mit dem Bund, dass Sie grenzpolizeiliche Aufgaben 

wahrnehmen können? Denn dann ist das Gesetz gar nicht verabschiedbar, wenn Sie 

nicht einmal eine Regelung mit dem Bund bezüglich grenzpolizeilicher Zuständigkei-

ten getroffen haben.

Es kommt etwas hinzu; das ist das Zweite, was ich gern gewusst hätte. Ich hatte ge-

sagt, es kann doch wohl nicht sein, dass hier eine dreifache Zuständigkeit für die so-

genannte Bayerische Grenzpolizei in Kraft treten soll, eine dreifache Zuständigkeit! 

Auch dazu haben Sie nichts gesagt. Ich meine, diese zwei Dinge müssten Sie uns hier 

einmal verantwortlich erklären, Herr Staatssekretär.

(Florian von Brunn (SPD): Herrschaft des Unrechts!)

Vor allem: Was ist mit dem Bund? Hat der Bund Ja gesagt, oder hat er sich gesträubt? 

Und bleibt es dabei, wie das Innenminister Herrmann gesagt hat: Der Bund behält den 

Hut auf?

(Beifall bei der SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön. – Herr Staatssekretär Eck hat sich 

noch einmal gemeldet. Bitte schön.
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Staatssekretär Gerhard Eck (Inneres und Integration): Herr Präsident, verehrte Kol-

leginnen und Kollegen! Ganz kurz die zwei Antworten: Wir haben die Grenzpolizei 

rechtskonform gegründet. Artikel 4 Absatz 4 des geltenden Polizeiaufgabengesetzes 

ist die Grundlage dafür. Da ist die Verordnungsermächtigung, und wir haben die 

Durchführungsverordnung. Am 01.07. wurde das geändert und ordnungsgemäß veröf-

fentlicht. Das ist alles nachprüfbar. Ich denke, ich brauche nicht weiter im Detail darauf 

einzugehen.

(Florian von Brunn (SPD): Doch!)

Wir haben die Organisation bereits vorgestellt. Der Kollege Ländner und ich haben 

das auch getan. Wir bleiben bei einer einheitlichen Konstruktion mit unseren Präsidien 

und richten die Direktion ein, um die polizeilichen Aufgaben im Detail zu organisieren 

und zu managen. Lieber Herr Gantzer, ich denke, dass damit bis auf die abschließen-

de Frage des Abkommens alle Fragen beantwortet sind.

(Widerspruch bei der SPD – Dr. Simone Strohmayr (SPD): Haben Sie nicht zuge-

hört?)

– Das Abkommen ist angesprochen worden. Zu diesem Abkommen gibt es Detailge-

spräche, das ist noch nicht zu Ende verhandelt.

(Zurufe von der SPD: Oha! – Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Tagung! – Florian 

von Brunn (SPD): Gibt es da auch einen Masterplan? – Weitere Zurufe)

Ich gehe davon aus, dass das in den nächsten – – Das ändert nichts an der Rechts-

kräftigkeit der Gründung der Grenzpolizei, Punkt. Die Details werden in diesem Ab-

kommen geregelt.Ich denke, das ist eine klare Aussage. Wir werden das in die Verord-

nung mit einbauen. Ich denke, dass damit alles beantwortet ist.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Einen kleinen Moment, Herr Staatssekretär. Wir 

haben noch eine Zwischenbemerkung des Kollegen Muthmann. – Bitte schön.
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Alexander Muthmann (fraktionslos): Sehr geehrter Herr Staatssekretär, Sie haben 

gerade behauptet, dass es bereits eine rechtskonforme Gründung der Bayerischen 

Grenzpolizei auf der Grundlage des Artikel 4 Absatz 4 POG in Verbindung mit einer 

Verordnung gab. Deshalb bitte ich Sie, uns an dieser Stelle zu erklären, warum die 

Staatsregierung dem Landtag dann überhaupt dieses Gesetz zur Gründung der 

Grenzpolizei vorgelegt hat.

Staatssekretär Gerhard Eck (Inneres und Integration): Wir machen das, um die Bun-

despolizei zu verstärken und mehr Sicherheit zu schaffen. Wir wollen in Zusammenar-

beit mit der Bundespolizei gleichberechtigt die gleichen Aufgaben wie die Bundespoli-

zei wahrnehmen können. Das soll in einem Abkommen mit dem Bund im Detail 

geregelt werden.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Meine Damen und Herren, nachdem ich erst vor-

hin die namentliche Abstimmung angekündigt habe, können wir sie jetzt noch nicht 

durchführen.

(Widerspruch bei der CSU)

– Aber zu diesem Gesetzentwurf war sie nicht angekündigt. Sie war zum Tagesord-

nungspunkt 15 angekündigt. Deswegen – das wollte ich gerade mitteilen – machen wir 

jetzt mit dem Tagesordnungspunkt 15 weiter. Zu diesem Gesetzentwurf wurde bean-

tragt, die Schlussabstimmung in namentlicher Form durchzuführen. Dann werden wir 

sehen, ob wir zuerst die Abstimmung zum Tagesordnungspunkt 14 machen, und dann 

die Abstimmungen über die Tagesordnungspunkte 24, 25, 26, 27, 32, 34 und 35. Dazu 

wurde mittlerweile auf die Aussprache verzichtet.

(Tobias Reiß (CSU): Das sind aber keine namentlichen Abstimmungen!)

– Das sind keine namentlichen Abstimmungen. Genau.
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(...)

Präsidentin Barbara Stamm: Ich bitte darum, für die nächste Abstimmung wieder die 

Plätze einzunehmen. – Danke schön. Ich komme jetzt zu Tagesordnungspunkt 14 zu-

rück. Die namentliche Schlussabstimmung steht dazu noch aus, weil das vorhin von 

der Zeit her nicht geklappt hat.

Der Abstimmung liegen der Gesetzentwurf der Staatsregierung auf Drucksa-

che 17/21859 und die Beschlussempfehlung des endberatenden Ausschusses für Ver-

fassung, Recht und Parlamentsfragen auf Drucksache 17/23151 zugrunde. Der feder-

führende Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport empfiehlt 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass in § 1 das Gesetzeszitat und die Seite des Ge-

setz- und Verordnungsblattes an die letzte Änderung angepasst werden. Der endbera-

tende Ausschuss stimmt dem ebenfalls zu. Ergänzend schlägt er vor, in § 2 als Datum 

des Inkrafttretens den "1. August 2018" einzufügen. Wer dem Gesetzentwurf mit die-

sen Ergänzungen zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – CSU. Gegen-

stimmen, bitte ich anzuzeigen. – SPD, FREIE WÄHLER, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Der Kollege Muthmann (fraktionslos), Kollege Felbinger (fraktionslos) und Kollegin 

Claudia Stamm (fraktionslos) sind auch dagegen. Stimmenthaltungen? – Keine. Dann 

ist das so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der Ge-

schäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in einfacher 

Form durchzuführen.

(Zuruf: Namentlich!)

Präsidentin Barbara Stamm: Namentlich. Es wurde auch hier namentliche Abstim-

mung beantragt. Deswegen stehen die Urnen bereit. Ich bitte also, die Stimmkarten 

einzuwerfen. Jetzt gebe ich, nachdem wir noch alle beieinander sind, nur drei Minuten 

für diese Abstimmung.

Protokollauszug
137. Plenum, 11.07.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 34

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000100.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000100.html


(Namentliche Abstimmung von 19.41 bis 19.44 Uhr)

Kolleginnen und Kollegen, die Zeit ist um. Ich schließe die Abstimmung und bitte, die 

Stimmkarten außerhalb des Plenarsaals auszuzählen. Wir geben dann das Ergebnis 

später bekannt.

Ich gebe jetzt das Ergebnis der namentlichen Schlussabstimmung zum Tagesord-

nungspunkt 14 bekannt: Zweite Lesung zu dem Gesetzentwurf der Staatsregierung 

zur Errichtung der Bayerischen Grenzpolizei auf der Drucksache 17/21859. Mit Ja 

haben 90 Abgeordnete gestimmt, mit Nein haben 62 Abgeordnete gestimmt. Das Ge-

setz ist damit angenommen. Es hat den Titel: "Gesetz zur Errichtung der Bayerischen 

Grenzpolizei".

(Abstimmungsliste siehe Anlage 5)
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